


Rente: Die Regierung sorgt vor - für die Kapitalisten 


SPD und CDU haben ihr lang angekün- 
digtes Renten-Gesetz beschlossen. 
Und? Nimmt die Regierung darin auch 
nur eine der „Reformen“ zurück, die das 
Leben der älteren Generationen bereits 
so verschlechtert haben? Die dazu ge- 
führt haben, dass in einer der größten 
Wirtschaftsmächte der Welt schon mehr 
als jeder sechste Rentner in Armut lebt? 
Natürlich nicht. Sie will die Entwicklung 
noch weiter verschärfen. Ihre Antwort 
auf unsere niedrigen Renten ist... noch 
mehr Zusatz-Renten einzuführen. 


Ja, sie will uns Arbeiter noch mehr dazu 
drängen, auf Lohn zu verzichten und 
davon eine zusätzliche Rentenversiche- 
rung abzuschließen. Sogar Arbeiter mit 
Niedriglöhnen und Minijobs sollen nach 
ihren Plänen in eine Zusatzrente einzah- 
len. Als ob ein Paketbote mit 9 € Stun- 
denlohn oder eine Kassiererin mit 400 
Euro-Job dafür Geld auftreiben könnten! 


Schon als sie vor 14 Jahren die Riester- 
Rente eingeführt haben, haben sie uns 
erzählt, mit so einer Zusatzrente könn- 
ten wir unsere Renten im Alter sichern. 
Das Gegenteil ist passiert: Die Altersar- 
mut ist heute größer als vor der Riester- 
Rente. Wie sollte es auch anders sein? 


Gerade diejenigen mit den niedrigen 
Löhnen konnten sie sich nicht leisten. 
Viele andere, die eine Riester-Rente 
abgeschlossen haben, haben erlebt, wie 
die Versicherungen einen Teil der Bei- 
träge als „Gebühren“ abgezweigt haben. 
Und wie ein Teil des eingezahlten Gel- 
des weg war, als sie aus irgendeinem 
Grund die Beiträge nicht mehr zahlen 
konnten. Am Ende haben sie für ihre 
Beiträge deutlich weniger Rente rausbe- 
kommen als bei der gesetzlichen Rente. 


In die gesetzliche Rente zahlen nicht 
nur die Arbeiter, sondern auch die Un- 
ternehmer ein. Und die Beiträge werden 
unmittelbar unter den heutigen Rentnern 


aufgeteilt. Bei den privaten Renten 
jedoch zahlt nur der Arbeiter, und zwar 
an einen Versicherungskonzern, des- 
sen Job es ist, damit selber sofort 
möglichst viel Geld zu verdienen und 
später möglichst wenig auszuzahlen — 
wie alle Versicherungen. 


Aus all den Gründen haben viel weni- 
ger Arbeiter Riester-Renten abge- 
schlossen als erwartet. Und daher will 
die Regierung sie nun unter Druck 
setzen. Mit dem neuen Gesetz kann 
eine Zusatz-Rentenversicherung im 
Tarifvertrag festgeschrieben werden. 
Und die CDU plant, sogar Geringver- 
diener zu einer Zusatz-Rente zu zwin- 
gen! Und zwar, indem nur unter dieser 
Bedingung später ihre niedrige Rente 
aufgestockt werden soll. 


Mit allen Mitteln wollen sie uns in Zu- 
satz-Versicherungen drängen. Damit 
die Versicherungskonzerne eine neue 
Profit-Quelle bekommen. Und weil 
dadurch zwar die Renten-Beiträge für 
die Arbeiter massiv steigen, die Unter- 
nehmer bei diesem Teil der Rente 
aber nichts zahlen müssen. 


Die Unternehmer tragen die Hauptver- 
antwortung für die niedrigen Renten. 
Sie haben mit Niedriglöhnen, Teilzeit 
und Minijobs die Renten vieler Arbeiter 
—- und erst recht vieler Arbeiterinnen — 
in den Keller gedrückt. Sie haben mit 
den Massenentlassungen Löcher in 
die Rentenkassen gerissen. Sie zwin- 
gen mit ihrer Ausbeutung immer mehr 
Arbeiter, vorzeitig mit hohen Abzügen 
in Rente zu gehen. Dadurch konnten 
sie ihre Gewinne und Vermögen mas- 
siv steigern. 


Und die Arbeiter sollen jetzt Zusatz- 
Renten bezahlen und im Alter in Armut 
leben... während die Rentenbeiträge 
der Unternehmer immer gleich niedrig 
bleiben. 


Damit es zumindest so aussieht, als 
müssten die Unternehmer sich beteili- 
gen, nennt die Regierung die Zusatz- 
Renten nicht mehr Riester-Renten, son- 
dern „Betriebsrenten“. Doch das ist Eti- 
ketten-Schwindel. Betriebsrenten, wie 
es sie bislang in vielen Großbetrieben 
gab, sind Renten, in die der Unterneh- 
mer mehr einzahlt als der Arbeiter. Und 
wo der Unternehmer jedem Arbeiter bis 
zum Tod eine feste Rente garantiert. 


Viele Kapitalisten wollen diese Betriebs- 
renten schon lange loswerden. Sicher 
werden sie die Gelegenheit nutzen, um 
nun stattdessen die neuen „Betriebsren- 
ten“ einzuführen: Denn bei denen zahlt 
fast nur der Arbeiter. Und wenn der Un- 
ternehmer was dazu gibt, übernimmt der 
Staat noch einen Teil davon. 


Vor allem jedoch hat man keinerlei Ga- 
rantie, wie viel Rente man rausbe- 
kommt. Man kann jahrelang einzahlen. 
Doch sind die Zinsen niedrig, bekommt 
man fast nichts. Im schlimmsten Fall, bei 
Insolvenz, bekommt man gar nichts. 
Viele Rentner in den USA können davon 
ein bitteres Lied singen. 


Das neue Gesetz trägt weiter dazu bei, 
dass die Arbeiter immer mehr für immer 
unsichere Renten bezahlen — zur Freu- 
de der Unternehmer und der Versiche- 
rungskonzerne. Und für die Herrschen- 
den gibt es kein Ende. Kaum ist dieser 
Angriff beschlossen, redet die CDU 
schon von der Rente ab 70. Dann haben 
viele Arbeiter von ihrer Rente gar nichts 
mehr! 


Die Auseinandersetzungen um die Ren- 
ten sind Teil des erbitterten Kampfes, 
den die herrschende Klasse auf allen 
Ebenen gegen die arbeitende Bevölke- 
rung führt. Wie es für unsere Renten 
weitergeht, hängt davon ab, ob es uns 
gelingt, in diesem Kampf unsere Interes- 
sen als Arbeitende durchzusetzen. 





Die Zerstörung von Aleppo und die Barbarei der kapitalistischen Welt 


Aleppo ist ein einziges Grauen. Seit Mo- 
naten sind die Menschen in dieser 
Großstadt eingesperrt, zum Teil ohne 
Essen. Sie konnten nicht fliehen, wäh- 
rend die russische Luftwaffe ununterbro- 
chen Bomben auf ihre Häuser warf, 
selbst Krankenhäuser gezielt zerstörte 
und die syrische Armee Straße für Stra- 
Re eroberte. Unzählige Opfer sind unter 
den Trümmern begraben, während die 
Lebenden, gezeichnet von Hunger und 
Krankheit, auch nach der Eroberung der 
Stadt nicht wissen, wie es weitergeht. 


Die westlichen Großßmächte machen vor 
allem Russland für den Schrecken in 
Aleppo verantwortlich. Und es 
stimmt, Russlands Rolle in diesem 
Drama ist einfach nur empörend. 
Doch Obama, Merkel oder Hollande 
sind wohl am wenigsten in der Posi- I 
tion, sich darüber zu empören und # 
die Verbrechen gegen die Mensch- # 
lichkeit zu verurteilen. Schließlich 
tragen die westlichen Großmächte | 
eine erdrückende Verantwortung für 
die Entwicklung, die zu der heutigen 
Lage in Syrien geführt hat. 


Es ist noch gar nicht lange her, da 


dem von Aleppo kaum nachsteht. Die 
Stadt ist von den irakischen Regie- 
rungstruppen eingekreist, die Luftwaffe 
der USA flog anfangs alle 8 Minuten 
Luftangriffe, bombardierte Kranken- 
häuser und Wohnblocks. Die Wasser- 
und Lebensmittelversorgung ist zu- 
sammengebrochen. Die Zivilbevölke- 
rung versucht zu überleben, während 
die Verbündeten der USA Straße für 
Straße von den Islamisten zurücker- 
obern. Doch dieser Krieg wird nicht 
von Russland, sondern von den USA 
und ihren Verbündeten geführt. Und 
daher ist von seiner Grausamkeit in 
den Medien kaum etwas zu hören. 





Völker die Politik der westlichen GroßR- 
mächte bestimmt; ihre Politik bestimmt 
die Habgier. Der Nahe Osten und sein 
Erdöl haben schon immer ihre Begierde 
geweckt. Während des Ersten Weltkrie- 
ges haben sich Franzosen und Briten 
das osmanische Reich aufgeteilt. Syrien 
wurde von Frankreich besetzt. Seitdem 
sind die Länder dieser Region zwar offi- 
ziell unabhängig geworden, doch die 
Westmächte plündern sie weiter aus, 
um den Preis schrecklicher Kriege. Und 
auch heute machen deutsche Waffen- 
händler und westliche Baukonzerne ih- 
ren Reibach mit der Zerstörung Syriens. 


Mit der Eroberung Aleppos ist der 
Krieg in Syrien nicht beendet. In 
diesen Krieg sind bereits der Iran 
verwickelt, die Golfstaaten, die 
westlichen Staaten, Russland und 
das türkische Regime, im Krieg 
mit seiner kurdischen Minderheit. 
= Auch die Terroranschläge in Euro- 
= pa sind eine Auswirkung dieses 
de Krieges auf der anderen Seite des 
Mittelmeers. Und die Geschichte 
des 20. Jahrhunderts erinnert uns 
daran, dass ein scheinbar entfern- 


Möseil (Irak): Folgen eines Luftangriffs durch die USA |ter und zweitrangiger Konflikt in 





haben die westlichen Machthaber alle 
selber Assads brutale Diktatur unter- 
stützt. 2011 aber, während des „arabi- 
schen Frühlings“, haben sie ihn fallen- 
lassen. Sie haben stattdessen seine 
Gegner unterstützt, darunter islamisti- 
sche Banden, die genauso barbarisch 
sind wie das Assad-Regime. Drei Jahre 
später, nachdem diese Politik den Is- 
lamisten ermöglicht hat, in Syrien und 
dem Irak große Gebiete zu erobern und 
Chaos und Terror zu säen, haben die 
Großmäkchte ihre Politik wieder um 180 
Grad gedreht. Jetzt möchten sie diese 
Banden wieder loswerden. 


Sie kritisieren zwar das Vorgehen von 
Assad und Putin, doch im Grunde las- 
sen sie diese die Drecksarbeit machen — 
während sie selber in anderen Teilen 
Syriens und des Iraks denselben grau- 
samen Krieg gegen die Islamisten füh- 
ren, so wie in Mossul, das heute von 
schrecklichen Kämpfen verwüstet wird. 


Ja, in der irakischen Stadt Mossul findet 
seit zwei Monaten ein Kampf statt, der 


Allein in Syrien hat der Krieg in den 
letzten fünf Jahren 400.000 Tote gefor- 
dert, hat 12 Millionen in die Flucht ge- 
trieben, von denen 4 Millionen ins Aus- 
land geflohen sind. 

Die Regierungschefs der Westmächte 
vergießen heute Krokodilstränen über 
das Los der syrischen Zivilbevölke- 
rung. Doch wenn es einigen von ihnen 
gelingt, in den Westen zu fliehen, dann 
prallen sie auf Stacheldraht, den die 
Festung Europa oder die Türkei mit 
europäischem Geld errichtet hat. Wie 
oft wird für sie dann das Mittelmeer 
zum Friedhof, wie noch letzte Woche, 
als 730 Flüchtlinge kenterten, darunter 
mehrere Flüchtlinge aus Aleppo! 


Und wie lange werden die Regierun- 
gen der EU wohl warten, bis sie die 
ersten syrischen Flüchtlinge wieder 
zurückschicken, weil es in Syrien jetzt 
„sichere Regionen ohne Krieg“ gäbe — 
so, wie sie es heute mit den afghani- 
schen Flüchtlingen machen? 


Noch nie haben die Interessen der 


einen weltweiten Krieg münden kann. 


Der Kapitalismus bedeutet zunächst die 
Ausbeutung der Arbeiter, die niedrigen 
Löhne und die ständige Gefahr der Ar- 
beitslosigkeit. Allen das rechtfertigt 
schon, ihm ein Ende zu setzen. Doch 
obendrein droht dieses verrückte Sys- 
tem, das auf der brutalen Konkurrenz 
der Firmen und Staaten untereinander 
beruht, immer wieder, die gesamte 
Menschheit in den Krieg zu führen. 


Uns vom Kapitalismus zu befreien, den 
Konzernen ihre Herrschaft über die gan- 
ze Wirtschaft wegzunehmen, ist lebens- 
notwendig. Lebensnotwendig, um die 
Ungleichheit und Ausbeutung der Arbei- 
tenden zu beenden. Und lebensnotwen- 
dig, um den Kriegen ein Ende zu setzen, 
die von der Habgier der großen Firmen 
und Großmächte hervorgerufen werden. 
Ansonsten werden wir früher oder spä- 
ter das nächste Aleppo und Mossul erle- 
ben — auch vor unserer Haustür. 


(nach einem Artikel unserer französischen 
Genossen von Lutte Ouvriere, 12.12.2016) 





Was die Mächtigen der Welt an der kubanischen Revolution hassen 


Als Ende November Fidel Castro gestor- 
ben ist, haben sich viele Tage lang gro- 
Re Teile der einfachen Bevölkerung in 
Massenversammlungen von ihm verab- 
schiedet. Er war das Sinnbild eines Vol- 
kes, das sich aus der imperialistischen 
Unterdrückung befreit, seine Würde er- 
kämpft und 50 Jahre lang den größten 
imperialistischen Mächten die Stirn ge- 
boten hat. 


Kuba wurde früher als „das Bordell 
der USA” bezeichnet, was schon! 
einiges aussagt. Die US- 
Kapitalistten benahmen sich, als 
gehöre die Insel samt den Men- 
schen ihnen, und in ihrem Interesse 
bestimmten sie Wirtschaft und Poli- & 
tik. 1959 gelang es Fidel Castro und | 


seiner Guerilla-Bewegung mit Un- Ba 
terstützung eines großen Bauern- Di 


aufstandes, den verhassten Diktator 
Batista zu verjagen, um ein politi- 
sches Regime aufzubauen, in dem 





und seine Mitstreiter dachten, dass sie 
die Unabhängigkeit ihres Landes er- 
kämpfen und ein sozialeres Regime 
durchsetzen könnten, ohne die imperia- 
listische Herrschaft über die Welt zu 
stürzen. Das war eine Illusion, und 
kennzeichnete auch die Grenzen des 
kubanischen Regimes. 

Aufgrund des Embargos der USA konn- 
ten sie sich nur halten, indem sie die 
Sowjetunion um Unterstützung baten. 
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Doch anders als die vielen Diktatoren, 
mit denen die imperialistischen Staats- 
chefs befreundet sind, hat das kubani- 
sche Regime das Land unter den Bau- 
ern verteilt und die Reichtümer des 
Landes zum Bau von Schulen, einem 
hochwertigen, kostenlosen Gesund- 
heitssystem und für die Lebensmittel- 
versorgung der Ärmeren benutzt. 


Die Entwicklung der letzten Jahre je- 
doch zeigen auch besonders deut- 
lich, wie sehr die auf ein Land be- 
schränkte Perspektive von Anfang 
an eine Sackgasse war. Kein Land 
kann sich alleine auf Dauer dem 
Druck des Imperialismus entzie- 
hen. Die Ausgebeuteten können 
sich nicht befreien, ohne das Ziel 
zu haben, den Kapitalismus welt- 
weit zu stürzen. Und das kann nur 
der internationalen Arbeiterklasse 
auf revolutionärem Weg gelingen. 





die USA nicht alles diktierte. 


Fidel Castro versuchte zunächst trotz- 
dem, gute Beziehungen zu den USA 
aufzubauen. Die USA aber drohten ihm, 
verhängten ein Embargo, versuchten in 
Kuba einzumarschieren. Sie machten 
mehrere Versuche, Fidel Castro umZzu- 
bringen. Doch er knickte nicht ein. 

Fidel Castro war kein Kommunist. Er 


Deshalb erklärte sich Castro auf einmal 
zum „Sozialisten“. Er verstaatlichte de 
Betriebe und Ländereien der US- 
Konzerne und hielt der wütenden impe- 
rialistischen USA direkt vor ihrer Haus- 
tür über 50 Jahre stand. 


Klar, Kuba unter Fidel Castro war ein 
autoritäres Regime, mit Ein-Parteien- 
System und diktatorischen Zügen. 


Diese Perspektive ist nicht so weit ent- 
fernt, wie wir heute vielleicht das Gefühl 
haben. Die Massen aus der ärmeren 
Bevölkerung, die in den letzten Tagen 
zu Castros Gedenken auf die Straße 
gegangen sind, zeugen auch von der 
Sehnsucht der Uhnterdrückten nach 
Freiheit und einem besseren Leben. 
Früher oder später werden diese Ge- 
fühle neue Revolutionen nähren. 


Atomkonzerne: Jetzt sind sie ganz sicher 


Was alle seit Jahren erwartet haben, hat die Regierung jetzt 
beschlossen: Nachdem die Energiekonzerne viele Jahre mit 
den Atomkraftwerken Milliardengewinne gemacht haben, darf 
jetzt die Allgemeinheit die Kosten des Atommülls bezahlen. Die 
Atomkonzerne müssen nur einmal eine höhere Summe in einen 
Fonds einzahlen (für RWE sind das zum Beispiel 6,8 Milliarden 
Euro), und dann sind sie alle Verantwortung los. Ab dann über- 
nimmt der Staat die gesamten Kosten und die Haftung für die 
Zwischen- und Endlagerung des Atommülls — bis in alle Ewig- 
keit. Und nebenbei hat das Gericht den Konzernen hunderte 
Millionen an „Entschädigung“ für den Atomausstieg bewilligt. 


Seit der Atomausstieg vor 5 Jahren beschlossen wurde, haben 
die Energiekonzerne die „unkalkulierbaren und jahrzehntelan- 
gen Kosten“ des Ausstiegs als wesentliches Argument genutzt, 
um ihre Konzerne aufzuspalten, an die 30.000 Arbeitsplätze zu 
vernichten und zum Teil massive Verschlechterungen für alle 
übrigen Arbeiter durchzusetzen. 

Und nachdem die Konzerne diese Angriffe durchgesetzt haben, 
werden ihnen nun diese Kosten und die Verantwortung vom 
Staat abgenommen. 


EZB: Die Finanz-Junkies 


brauchen immer mehr Stoff 


Die Europäische Zentralbank (EZB) hat angekündigt, dass sie 
auch weiterhin die Banken und Konzerne mit frischem Geld 
überschütten wird, und zwar mindestens bis Dezember 2017: 
Für sage und schreibe 540 Milliarden Euro will die EZB ihnen 
schlechte Aktien abkaufen oder ihnen zinslose Kredite geben. 


Eigentlich soll dieses billige Geld die Kapitalisten dazu anre- 
gen, zu investieren und die Wirtschaft anzukurbeln. Doch die 
Investitionen in die Industrie stagnieren, während die Arbeits- 
losigkeit weiterhin die Gesellschaft vergiftet. Stattdessen neh- 
men die Kapitalisten die Geldgeschenke der EZB mit Freude 
an... und stecken sie dann in die Spekulation. Das heißt, die 
EZB schmeißt das Geld aus dem Fenster hinaus. Aber aus 
einem Fenster, unter dem die spekulierenden Banker stehen, 
die das Geld in ihrem Geldsack auffangen. 


Währenddessen aber gehen die Krankenhäuser, Schulen und 
alle nützlichen Öffentlichen Dienste unter Sparmaßnahmen 
zugrunde: Damit die kapitalistische, spekulierende Klasse ihr 
tägliches Doping bekommt. 





Donald Trump: Das System zeigt sein wahres Gesicht 
Während seines Wahlkampfs hat der Milliardär Donald Trump viel gegen das 
„System“ gewettert und gegen die „geheime Regierung“ der Wall-Street-Banker, 
allen voran der Goldman-Sachs-Bank. 

Kaum ist Donald Trump gewählt, holt er einen Banker nach dem anderen in seine 
Regierung: Die bisherige Nr.2 von Goldman-Sachs wird Trumps oberster Wirt- 
schaftsberater, ein anderer Goldman-Sachs-Manager sein Finanzminister und ein 
dritter sein Chef-Berater. Die Goldman-Sachs-Aktien sind prompt um 23% gestie- 
gen. Noch bevor Trump ins Weiße Haus einzieht, ist bereits offensichtlich, dass das 
Finanzkapital weiterhin an der Macht ist und bleibt. Wer hätte bei einem Milliardär 
etwas anderes erwartet? 
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Neben Bank-Managern hat Donald Trump, der sich im Wahlkampf so gerne als 
„Sprachrohr der kleinen Leute“ ausgegeben hat, seine neue Regierung gleich mit 
mehreren Milliardären gespickt. Die Milliardärin Betsy DeVos, die am liebsten alle 
öffentlichen Schulen privatisieren würde, wird Bildungsministerin. Der Milliardär Wil- 
bur Ross, berüchtigter Spekulant auf faule Aktien, wird Handelsminister. Andy Puz- 
der, Burger-Ketten-Chef und Mindestlohn-Gegner, wird Arbeitsminister. Und der 
Chef des Ölkonzerns ExxonMobil wird Außenminister. Alle diese reichen Kapitalis- 
ten an der Regierung können jetzt direkt ihre eigenen Interessen vertreten, ohne 
sich dafür der Dienste braver Politiker versichern zu müssen. 
Nein, Trump hat das System nicht geändert. Aber mit ihm zeigt sich noch deutlicher, 
wie es funktioniert. 


Die Gewalt hinter verschlossenen Türen 


Am 25. November, dem „Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen” wurden auch 
für Deutschland die erschreckenden Zahlen bekannt: Über 100.000 Frauen wurden 
hier im letzten Jahr Opfer von Gewalt durch ihren Beziehungspartner. Über ein Drit- 
tel aller Morde, Körperverletzungen, Vergewaltigungen und sexueller Nötigungen 
wurden den Frauen damit von ihrem eigenen Lebensgefährten oder Ehemann zuge- 
fügt. Diese Gewalt geht quer durch alle Milieus und soziale Schichten. 

Ja, noch immer sind in Deutschland die eigenen vier Wände ein gefährlicher Ort für 
viele Frauen. Im Kampf für Respekt und Gleichberechtigung ist noch viel zu tun. 


Asylgesetz: Die Kinder sollen im Krieg bleiben!? 
Noch Anfang des Jahres durften quasi alle syrischen Flüchtlinge ihre Kinder und 
Partner zu sich nachholen. Doch seit die CDU-SPD-Regierung das Asylrecht im 
Frühjahr verschärft hat, hat sich die Lage drastisch verändert: Drei Vierteln der syri- 
schen Flüchtlinge wird mittlerweile verboten, ihre Familien auf legalem Weg nach 
Deutschland zu holen. Selbst junge Mütter dürfen ihre Kleinkinder nicht zu sich ho- 
len. Sie sollen sich damit abfinden, dass ihre Kinder weiter in Syrien zwischen Bom- 
ben und Militärbanden in Angst leben... oder den gefährlichen Weg der Schlepper 
übers Mittelmeer wagen müssen! 

Die Politiker heucheln ihr angebliches Entsetzen über die schreckliche Lage in Al- 
eppo. Doch gleichzeitig machen sie Gesetze, die die Bevölkerung in dem Schrecken 
des syrischen Krieges gefangen halten. 
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Wollen 
Sie uns 
erreichen? 


Staatsbürgerschaft: 
Wahlpropaganda auf dem 
Rücken unserer Kollegen 


Mit knapper Mehrheit hat die CDU auf 
ihrem Parteitag beschlossen, die dop- 
pelte Staatsangehörigkeit wieder ab- 
schaffen zu wollen, die erst vor zwei 
Jahren eingeführt wurde. Allen, deren 
Eltern nicht aus einem EU-Land stam- 
men, will sie eine der beiden Staatsan- 
gehörigkeiten wegnehmen. Besonders 
die türkischen Migranten hat sie im 
Visier. 


Die deutsche Staatsangehörigkeit ver- 
lange, so behauptet die CDU ernsthaft, 
„tiefe und ausschließliche Treue zum 
deutschen Staat“. Was soll das hei- 
Ren? Etwa, wie CDU-Abgeordnete 
tatsächlich erklärt haben, Treue, wenn 
die Regierung Deutschland in irgendei- 
nen Krieg auf der Welt verwickeln soll- 
te? Kein bewusster Arbeiter, egal wo er 
herkommt, kann einem kapitalistischen 
Staat treu sein. 


Unsere Arbeitskollegen, deren Fami- 
lien aus der Türkei kommen, bauen 
Autos, versorgen alte Menschen in 
Pflegeheimen, kochen in Restaurants — 
und zahlen Steuern. Allein damit leis- 
ten sie hier mehr Wichtiges und Sinn- 
volles, als alle die „deutschen“ Unter- 
nehmer wie ThyssenKrupp, Siemens 
oder VW-Porsche, für deren Wohlerge- 
hen die CDU alles tut. 

Die „Treue“ dieser Bosse beschränkt 
sich darauf, Subventionen vom deut- 
schen Staat zu kassieren. Und sobald 
ihnen ein anderes Land mehr Profite 
verspricht, sind sie weg und verlagern. 


Die ganze Propaganda der CDU- 
Mehrheit über staatliche Treue hat nur 
einen Sinn: Sie hofft, damit von der 
AfD ein paar Wählerstimmen zurückzu- 
holen. 


Doch eine Maßnahme, durch die ein 
Teil der Arbeiterklasse zu Menschen 
zweiter Klasse wird, schwächt letztlich 
die gesamte Arbeiterklasse. 

Das dürfen wir nicht zulassen. Die Ar- 
beiterklasse in Deutschland hat Wur- 
zeln in vielen Ländern. Warum sollte 
sie diese Wurzeln kappen? Jeder 
Baum steht sicherer mit vielen Wur- 
zeln. 





